
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Detlev Spangenberg, Dr. Robby 
Schlund, Ulrich Oehme, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/23379 –

Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Gesundheit

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In einem Artikel des „DER SPIEGEL“ gab der Bundesminister für Gesund-
heit Jens Spahn an, ‚[…] das Budget für Öffentlichkeitsarbeit des Bundes-
ministeriums für Gesundheit nach eigener Aussage „deutlich überschritten“‘ 
zu haben (https://www.spiegel.de/wirtschaft/spahn-verdreissigfacht-werbeaus
gaben-a-00000000-0002-0001-0000-000172071831). So beliefen sich die 
Ausgaben bis zum 30. Juni 2020 bereits auf 31,4 Mio. Euro, gegenüber 
900 000 Euro bis 1,3 Mio. Euro in „normalen“ Jahren (ebd.).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Der Bundeshaushaltsplan weist die Ausgaben und Einnahmen des Bundes-
ministeriums für Gesundheit im Einzelplan 15 aus. Die Ausgaben für Öffent-
lichkeitsarbeit sind den bei Kapitel 1511 zentral veranschlagten Verwaltungs-
einnahmen und -ausgaben zugeordnet und dort beim Titel 542 01 ausgewiesen. 
Der Titel ermächtigt im Haushaltsjahr 2020, wie in den Vorjahren, zu Ausgaben 
in Höhe von 5.215.000 Euro. Davon stehen 4.885.000 Euro für das Ministe-
rium selbst zur Verfügung. Jeweils 110.000 Euro entfallen auf die Geschäfts-
stellen der Drogenbeauftragten der Bundesregierung und der Beauftragten der 
Bundesregierung für die Belange der Patientinnen und Patienten sowie auf die 
Stabstelle des Bevollmächtigten der Bundesregierung für Pflege.

Aus dem ihm zugeordneten Ansatz finanziert das Ministerium folgende 
Aufgaben:

• Publikationen (einschließlich Lager und Versandkosten) 1.020.000 Euro
• Presse, Internet und Soziale Netzwerke 725.000 Euro
• Bürgertelefon und Besucherdienst 630.000 Euro
• Ausstellungen, Veranstaltungen und Messen 370.000 Euro
• Maßnahmen zur Information und Aufklärung der

Bevölkerung zu Schwerpunktthemen.
2.140.000 Euro
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Zur Bewältigung der Herausforderungen durch die Corona-Pandemie standen 
dem Bundesministerium für Gesundheit ab Februar 2020 zusätzliche Haus-
haltsmittel in Höhe von insgesamt 90.000.000 Euro für die Information und 
Aufklärung der Bevölkerung zur Verfügung. Sie sind im Einzelplan 15 bei 
Kapitel 1503 Titel 684 03 veranschlagt und hinsichtlich ihrer Zweckbestim-
mung ausschließlich auf die Verwendung für Informations- und Aufklärungs-
maßnahmen zum neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2) beschränkt. Die nach-
folgenden Antworten zu den gestellten Fragen differenzieren daher zwischen 
den Ausgaben aus Kapitel 1511 Titel 542 01 und aus Kapitel 1503 Titel 684 03, 
sofern es für das Verständnis der Antwort erforderlich ist.

1. Wie hoch waren die Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit des Bundesminis-
teriums für Gesundheit bis zum Stichtag 30. September 2020 (bitte nach 
Gesamtausgaben und jeweils zum Monatsende für den Zeitraum 1. Januar 
2020 bis zum 30. September 2020 aufschlüsseln)?

Für die Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Gesundheit (Kapitel 
1511 Titel 542 01) wurden in den Monaten von Januar bis September 2020 
Ausgaben in Höhe von rd. 3.710.000 Euro geleistet. Die Ausgaben für die 
Informations- und Aufklärungsmaßnahmen zum neuartigen Coronavirus (Kapi-
tel 1503 Titel 684 03) betrugen im selben Zeitraum rd. 45.228.000 Euro.
Die monatliche Aufschlüsselung der bis zum Stichtag 30. September 2020 ge-
leisteten Ausgaben sowie die daraus resultierenden Gesamtsummen können der 
Anlage 1 entnommen werden.

2. Wie verteilten sich diese Ausgaben, zum Stichtag 30. September 2020, auf 
die verschiedenen Medien (bitte zum jeweiligen Monatsende für den Zeit-
raum 1. Januar 2020 bis zum 30. September 2020 nach Printmedien, 
Plakatwerbung, TV-Kampagnen, digitale Medien aufschlüsseln)?

Die Angaben können der Anlage 2 entnommen werden. In dem dort bei „Digi-
talen Medien“ ausgewiesenen Betrag sind die Ausgaben für die Erstellung und 
den Betrieb von Internetseiten nicht enthalten. Bezüglich der Ausgaben für die 
Erstellung und den Betrieb der Internetseite „Zusammen gegen Corona“ wird 
auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
FDP auf Bundestagsdrucksache 19/22396 verwiesen. Die Angaben zu „Print-
medien“ enthalten die Ausgaben für Anzeigen, Broschüren, Faltblätter und an-
dere Publikationen.

3. Wie viele Leser bzw. Viewer konnten nach Kenntnis der Bundesregierung 
mit der Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Gesundheit er-
reicht werden (bitte für den Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 30. Sep-
tember 2020 nach Medientyp und Monat aufschlüsseln, s. Frage 2)?

Die Angaben können der Anlage 3 entnommen werden. Nicht enthalten sind 
Angaben zu Broschüren, Faltblätter und andere Publikationen. Hier werden 
regelmäßig nur die Bestände überwacht, um ggf. erforderliche Nachdrucke 
rechtzeitig zu beauftragen.
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4. Welche sozialen Medien bzw. Plattformen wählte die Bundesregierung für 
ihre Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Gesundheit aus, und 
warum wurden diese ausgewählt?

Für die Informations- und Aufklärungsmaßnahmen zum neuartigen Corona-
virus werden zurzeit Facebook, Instagram, Twitter, YouTube und LinkedIn so-
wie die Messenger-Dienste Telegram und WhatsApp genutzt. Im Rahmen sei-
ner allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit nutzt das Bundesministerium für Gesund-
heit Facebook, Twitter und YouTube sowie Instagram, sofern dies erforderlich 
ist, um bestimmte Zielgruppen erreichen zu können.
Die größtmögliche Reichweite zu erzielen war ausschlaggebend für die Aus-
wahl der sozialen Netzwerke und Plattformen. Ein wichtiger zusätzlicher As-
pekt bei der Auswahl war das Nutzerverhalten der jungen Bevölkerungsgruppe, 
deren Kommunikation überwiegend in bestimmten sozialen Netzwerken oder 
über Messenger-Dienste erfolgt.

5. Hat die Bundesregierung empirische Erkenntnisse über den Einfluss ihrer 
erhöhten Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für 
Gesundheit, bzw. plant sie, diese zu erheben?

a) Wenn ja, zu welchem Schluss kommt die Bundesregierung?

b) Wenn nein, warum sieht die Bundesregierung hier keinen Bedarf (bitte 
begründen)?

Die Fragen 5 bis 5b werden gemeinsam beantwortet.
Die Erfahrungen der vergangenen Monate zeigen, welche immense Bedeutung 
die Informations- und Aufklärungsmaßnahmen bei der Bewältigung der Coro-
na-Pandemie haben. Mit massenkommunikativen Medien (Print, TV und Hör-
funk) und mit ihrer digitalen Kommunikation im Internet und in den sozialen 
Medien hat die Bundesregierung über die Möglichkeiten zum Selbstschutz und 
die notwendigen Verhaltensregeln zur Eindämmung der Pandemie informiert.
Vor allem während der Zeit der verstärkten bundesweiten Schutzmaßnahmen 
sind die Bürgerinnen und Bürger den mit den Informations- und Aufklärungs-
maßnahmen immer wieder kommunizierten Empfehlungen und Verhaltensre-
geln gefolgt und haben damit entscheidend dazu beigetragen, die Auswirkun-
gen dieser pandemischen Situation beherrschbar zu halten.
Auch nachdem erste Anzeichen auf eine allmähliche Entspannung der Situation 
hinwiesen, galt es, bei der Bevölkerung auch weiterhin für die Einhaltung der 
Vermeidungsstrategien (Abstandsregel+Hygiene+Alltagsmaske = AHA-For-
mel) zu werben. Ende Oktober 2020 erreichte die im Mai 2020 konzipierte 
AHA-Formel ihren bislang höchsten Bekanntheitswert.
Wie alle Vorhaben der Bundesregierung werden auch die zur Information und 
Aufklärung der Bevölkerung getroffenen Maßnahmen von der Bundesregie-
rung im Hinblick darauf, ob die damit verfolgten Ziele erreicht werden konn-
ten, analysiert (Erfolgsevaluation). Sie folgt damit den rechtlichen Vorgaben 
der Bundeshaushaltsordnung zur wirtschaftlichen Haushaltsführung (§ 7 BHO). 
Die Bewertung von Informations- und Aufklärungsmaßnahmen basiert auf den 
mit den einzelnen Maßnahmen erzielten Reichweiten (u. a. Kontakte, Aufrufe 
und Impressionen auf Angeboten). Zu den konkret erzielten Reichweiten wird 
auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.
Zur Erfolgskontrolle und Anpassung und Fortentwicklung seiner Kommunika-
tions- und Informationsmaßnahmen nutzt das Bundesministerium für Gesund-
heit zudem die Möglichkeiten der sog. Feedback-Analyse.
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6. Wie lange gedenkt die Bundesregierung, die überdurchschnittlichen Aus-
gaben für die Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Gesund-
heit zu halten?

Gibt es eine Obergrenze für diese Ausgaben?

a) Wenn ja, wie hoch ist diese?

b) Wenn nein, warum nicht (bitte begründen)?

Die Fragen 6 bis 6b werden gemeinsam beantwortet.
Solange kein wirksamer Impfschutz zur Verfügung steht und keine erfolgver-
sprechende medikamentöse Behandlungsoption existiert, bedarf es weiterhin 
der insbesondere auf die Eindämmung der Pandemie bezogenen Öffentlich-
keitsarbeit. Denn nur wenn sich die Bürgerinnen und Bürger weiterhin verant-
wortungsvoll verhalten und den kommunizierten Empfehlungen und Verhal-
tensregeln folgen, können die Auswirkungen der sich nach den Aussagen von 
Expertinnen und Experten in den nächsten Monaten zuspitzenden pandemi-
schen Situation beherrschbar bleiben. Haushaltsmittel sind im Voranschlag für 
den Bundeshaushalt 2021 etatisiert.
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